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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Kenntnisnahme vor- 
gelegten Entwurf einer Verordnung Nr. . . . zur Durchführung 
einer Erhebung über die Löhne 

— Drucksache 1809 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schneider (Hamburg) 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag den Ent- 
v/urf einer Verordnung Nr. . . . zur Durchführung 
einer Erhebung über die Löhne gemäß Artikel 2 des 
Gesetzes zu den Verträgen zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäi- 
schen Atomgemeinschaft zur Kenntnis vorgelegt. 
Der Herr Präsident des Bundestages hat auf Grund 
eines Beschlusses des Bundestages vom 25. Juni 1959 
— Drucksache 1187 — im Benehmen mit dem Äl- 
testenrat mit Schreiben vom 3. Mai 1960 diese Vor- 
lage dem Ausschuß für Arbeit überwiesen. Der Aus- 
schuß hat über den Entwurf in seiner 74. Sitzung am 
4. Mai 1960 beraten. 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
will von einem ihm nach dem EWG-Vertrag (Arti- 
kel 213) zustehenden Recht Gebrauch machen und 
die vorbezeichnete Verordnung erlassen. Die Ver- 
ordnung soll der Europäischen Kommission die 
Möglichkeit geben, unter Mitwirkung der statisti- 
schen Ämter der Mitgliedstaaten der EWG im Wege 
von Fragebogen Auskünfte bei Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern von Betrieben bestimmter Industrie- 
zweige nach den Ergebnissen des Jahres 1959 ein- 
zuholen. Die Ergebnisse sollen von den statistischen 
Ämtern der Mitgliedstaaten aufgearbeitet und die 
nach Industriezweigen geordneten Gesamtergeb- 
nisse — unter Ausschluß aller Einzelauskünfte — 
der EWG-Kommission übermittelt werden. Die Ver- 
wendung der Ergebnisse für steuerliche Zwecke und 
die Mitteilung an Dritte soll untersagt sein. Für 
die Durchführung der statistischen Erhebung sollen 
die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für inner- 
staatliche statistische Erhebungen gelten. Die durch 
die Statistik entstehenden Kosten werden von der 


EWG-Kommission getragen. Ein Anhang zum Ver- 
ordnungsentwurf enthält den Katalog der in Frage 
kommenden Wirtschaftszweige. 

Inhalt der Erhebung soll die Ermittlung der Lohn- 
kosten (Arbeiter und Angestellte), der Lohnneben- 
kosten, insbesondere der Aufwendungen für Sozial- 
versicherungsbeiträge, der sonstigen sozialen Lei- 
stungen, auch der freiwilligen, und der Belastungen 
im Zusammenhang mit der Einstellung und Berufs- 
ausbildung von Arbeitnehmern sein, schließlich die 
geleistete und bezahlte Arbeitszeit der Arbeitneh- 
mer. 

Der Ausschuß für Arbeit hat in der Diskussion be- 
mängelt, daß die im Anhang zum Verordnungsent- 
wurf aufgeführten Wirtschaftszweige für einzelne 
Mitgliedstaaten und einzelne Industriezweige teils 
positiv, teils negativ aufgezählt sind. Er empfiehlt, 
die eine oder die andere Ausdrucksform zu wählen. 
Bemängelt wurde auch, daß in einzelnen Fällen Mit- 
gliedstaaten in bestimmten Industriezweigen von der 
Erhebung freibleiben. Die Auskunft des Vertreters 
der Bundesregierung, daß es sich in solchen Fällen 
um unbedeutende oder vorerst noch unbedeutende 
Industriezweige in den betreffenden Ländern han- 
dele, hat den Ausschuß nicht befriedigt. In der Aus- 
sprache wurde auch darauf hingewiesen, daß die 
Garantie nach Artikel 4 der geplanten Verordnung, 
wonach die Einzelauskünfte der Betriebe nur den 
statistischen Ämtern der Mitgliedstaaten, darüber 
hinaus keiner Person und Stelle mitgeteilt werden 
dürfen, dadurch durchlöchert würde, daß in dem 
einen und anderen Land das Ergebnis der Befra- 
gung eines Betriebes dem Gesamtergebnis des 
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betreffenden Industriezweiges gleichkomme, weil 
sich eben nur ein Betrieb mit der betreffenden Pro- 
duktion beschäftige. 

Der Vertreter der Bundesregierung glaubte bei 
allen Einwendungen des Ausschusses darauf hin- 
weisen zu sollen, daß am Wortlaut der geplanten 
Verordnung kaum noch etwas zu ändern wäre, zum 
andern aber auch nach Auffassung der Bundes- 


regierung die Verordnung vom Standpunkt der 
Bundesrepublik ein objektives Ergebnis sicherstelle. 
Der Ausschuß hielt es für seine Pflicht, den Bundes- 
tag von seinen Einwänden zu unterrichten. Er hat 
die eindringliche Bitte ausgesprochen, ähnliche Vor- 
lagen frühzeitiger den gesetzgebenden Körper- 
schaften zu übermitteln. Im übrigen hat der Aus- 
schuß der Vorlage einstimmig zugestimmt. 


Bonn, den 4. Mai 1960 


Schneider (Hamburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Verordnungsentwurf — Drucksache 1809 — 
zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu bitten, ihren Vertretern 
im Rat von folgenden Anregungen des Bundes- 
tages Kenntnis zu geben; 

a) Zum Anhang der Verordnung 

In den Nummern 5, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 14 die 
aufgezählten Mitgliedstaaten entweder nur 
im negativen oder nur im positiven Sinne an- 
zuführen; 

b) noch einmal zu überprüfen, warum in einzel- 
nen Fällen Mitgliedstaaten in bestimmten 
Industriezweigen von der Erhebung frei- 
bleiben. 


Bonn, den 4. Mai 1960 


Der Ausschuß für Arbeit 

Sdieppmann Schneider (Hamburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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